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Ein grüner Schlussstrich 

Auswirkungen der Richtlinie hinsichtlich der 
Stärkung der Verbraucher für den ökologischen 
Wandel auf die (Bio-)Lebensmittel-Werbung 
Lucia Scharl und Simone Gärtner

Um das Werben mit irreführenden umweltbezogenen Angaben zu verhindern und so umwelt-
freundliche Kaufentscheidungen zu unterstützen, wurde am 28. Februar 2024 die Richtlinie (EU) 
2024/825 zur Änderung der Richtlinien 2005/29/EG und 2011/83/EU hinsichtlich der Stärkung 
der Verbraucher für den ökologischen Wandel durch besseren Schutz gegen unlautere Praktiken 
und durch bessere Informationen [1] (im Folgenden Änderungsrichtlinie genannt) verabschiedet.

ckelten Begriffen zählen die „Umweltaus-
sage“, die „allgemeine Umweltaussage“, 
„Nachhaltigkeitssiegel“, „Zertifizierungssys-
tem“, „Nachhaltigkeitsinformationsinstru-
ment“ und die „anerkannte hervorragende 
Umweltleistung“. 

Künftig wird das Aufbringen von nicht 
staatlichen festgesetzten und unabhängig 
zertifizierten Nachhaltigkeitssiegeln, das 
Treffen einer allgemeinen Umweltaussage, 
wenn keine anerkannte, hervorragende Um-
weltleistung vorliegt, oder das Treffen von 
pars pro toto-Aussagen als eine stets unlau-
tere irreführende Geschäftspraktik anzuse-
hen sein. 

Zwischen der Änderungsrichtlinie und der 
EU-Öko-Verordnung bestehen zu berück-
sichtigende Wechselwirkungen, da durch 
die Kennzeichnung eines Lebensmittels als 
biologisch gleichzeitig damit eine Umwelt-
aussage kommuniziert wird. Bio-Lebensmit-
tel, die mit dem EU-Bio-Siegel ausgezeich-
net werden müssen, gelten als Produkt mit 
einer anerkannten, hervorragenden Um-
weltleistung im Sinne der Änderungsricht

Zusammenfassung

Die Änderungsrichtlinie schafft neue 
Rechtsbegriffe samt entsprechender Defi-
nitionen, Irreführungstatbestände rund um 
Umweltkommunikation und erweitert die 
Auflistung an unlauteren Handelspraktiken 
im Anhang I der UGP-Richtlinie um weitere 
Irreführungstatbestände. Zu den neu entwi-
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Ein grüner Schlussstrich 
linie. Allerdings hat die Auszeichnungs-
pflicht für ein ökologisches Produkt die 
Folge, dass in der Bio-Deklaration keine Um-
weltaussage im Sinne der Änderungsricht-
linie mehr vorliegt, da sich diese ausschließ-
lich auf freiwillige Umweltaussagen bezieht.

Einleitung 
Zielsetzung der Änderungsrichtlinie

Der heutige Verbraucher will sich in seinem 
Alltag umweltbewusst ausrichten und durch 
sein Verhalten zu einer grüneren und stärker 
kreislauforientierten Wirtschaft beitragen, 
weshalb die Nachhaltigkeits- und Umwelt-
leistungen von Produkten wichtige Kauf
argumente darstellen [2]. Allerdings werden 
Verbraucher in Bezug auf die Umweltleistung 
häufig mit irreführenden Geschäftspraktiken 
konfrontiert, die sie davon abhalten, tatsäch-
lich nachhaltige Kaufentscheidungen treffen 
zu können. Zu diesen zählen das Aufbringen 
von unklaren oder nicht (ausreichend) beleg-
ten Umweltaussagen (sog. „Greenwashing“) 
sowie das Nutzen von intransparenten und 
nicht glaubwürdigen Nachhaltigkeitssiegeln 
und -informationsinstrumenten [3]. Ergeb-
nisse einer Studie der Europäischen Kom-
mission aus dem Jahr 2020 zeigen, dass mit 
53,3 Prozent ein erheblicher Anteil der 150 
untersuchten umweltbezogenen Aussagen 
als vage, irreführend oder unfundiert einge-
stuft wurde [4].

Um diesen Problemen auf europäischer 
Ebene zu begegnen, wurde am 31. März 
2022 ein Richtlinienvorschlag zur Änderung 
der Richtlinie 2005/29/EG (Richtlinie über 
unlautere Geschäftspraktiken) und der 
Richtlinie 2011/83/EU (Verbraucher-
rechte-Richtlinie) veröffentlicht [5]. Der 
Zweck dieser Richtlinie soll unter anderem 
sein, die Verbraucher beim Treffen umwelt-
freundlicher Kaufentscheidungen dadurch 

zu unterstützen, dass dem Anbringen von ir-
reführenden Umweltaussagen und intrans-
parenten Umwelt- und Nachhaltigkeitssie-
geln ein Riegel vorgeschoben wird. Da die 
Änderungen, die im Hinblick auf die Verbrau-
cherrechterichtlinie vorgeschlagen wurden 
(wie zum Beispiel die Haltbarkeit und Repa-
rierbarkeit oder die vorsätzliche Verkürzung 
der Lebensdauer von Produkten), keinen Be-
zug zur Lebensmittelwirtschaft haben, wird 
im Folgenden ausschließlich auf die Ände-
rungen an der Richtlinie über unlautere Ge-
schäftspraktiken eingegangen (im Folgen-
den UGP-Richtlinie genannt).

Gesetzgebungsverfahren

Nachdem das Europäische Parlament am 
17. Januar 2024 [6] und der Europäische 
Rat am 20. Februar 2024 [7] die finale Fas-
sung der Änderungsrichtlinie positiv be-
schieden haben, ist der Rechtsakt nunmehr 
angenommen worden. Nach der Unterzeich-
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» Greenwashing- 
Verbot durch eine 
neue Richtlinie  
(Änderungsrichtlinie), 
die einen Rechts- 
rahmen für Umwelt-
kommunikation 
setzt. «
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Zum einen finden sich in Art. 1 Nr. 1 der 

Änderungsrichtlinie zwei verschiedene Ar-
ten und Abstufungen der sogenannten Um-
weltaussage, ein Rechtsbegriff, der den 
Dreh- und Angelpunkt der Richtlinie bildet: 
die „Umweltaussage“ und die „allgemeine 
Umweltaussage“. Nach Art. 1 Nr. 1 lit. o) 
der Änderungsrichtlinie ist eine „Umwelt-
aussage“ eine kommerzielle
�„Aussage oder Darstellung, die […] nicht ver-
pflichtend ist, einschließlich Darstellungen 
durch Text, Bilder, grafische Elemente oder 
Symbole in jeder Form, einschließlich Etiket-
ten, Markennamen, Firmennamen oder Pro-
duktbezeichnungen, […] in der ausdrücklich 
oder stillschweigend angegeben wird, dass 
ein Produkt, eine Produktkategorie, Marke 
oder Gewerbetreibender eine positive oder 
keine Auswirkung auf die Umwelt hat oder 
weniger schädlich für die Umwelt ist als an-
dere Produkte, Marken oder Gewerbetrei-
bende oder dass deren Auswirkung im Laufe 
der Zeit verbessert wurde“. 

Der europäische Gesetzgeber definiert 
die Umweltaussage als eine gewerblich ge-
nutzte Kommunikation, die sich auf ein Pro-
dukt, die Marke oder ein Unternehmen be-
zieht und eine positive oder gar nicht 
vorhandene Auswirkung auf die Umwelt ver-
mittelt. Dieser doch sehr weite Begriff der 
Umweltaussage findet durch die „allge-
meine Umweltaussage“ eine Konkretisie-
rung. Der Unterschied zu dem weiten Be-
griff der Umweltaussage liegt darin, dass die 
„allgemeine Umweltaussage“ visuell, audio-
visuell oder auditiv wahrnehmbar sein muss, 
nicht mittels eines Nachhaltigkeitssiegels 
kommuniziert werden kann und zugleich 
auch keine Erläuterung des allgemeinen 
Claims auf demselben Medium auffindbar 
ist. 

Weitere neue Begriffe, die in Art. 1 der Än-
derungsrichtlinie vorgegeben und definiert 
werden, sind die bereits erwähnten „Nach-
haltigkeitssiegel“, die sowohl freiwillige öf-
fentliche als auch private Siegel umfassen, 
das „Zertifizierungssystem“, „Nachhaltig-
keitsinformationsinstrument“ und die „aner-
kannte hervorragende Umweltleistung“. Eine 
solche anerkannte hervorragende Umwelt-

nung durch die Präsidentin des Europäi-
schen Parlaments und den Präsidenten des 
Europäischen Rates am 28. Februar 2024 
wurde die Richtlinie am 6. März 2024 im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröf-
fentlicht und tritt am zwanzigsten Tag nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft [8]. Anschlie-
ßend haben die Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union 24 Monate Zeit, sie in natio-
nales Recht umzusetzen.

Regelungsgehalt der Richtlinie 

Durch die Änderungsrichtlinie sollen Vor-
schriften, primär die Art. 2, 6 und 7 der UGP-
Richtlinie, mittels neu geschaffener Rechts-
begriffe und entsprechender Definitionen 
Ergänzungen erfahren und um weitere Irre-
führungstatbestände ausgebaut werden. 
Zudem soll der Anhang I der UGP-Richtlinie 
geändert und im Hinblick auf stets irrefüh-
rende Fallgestaltungen rund um Umweltaus-
sagen erweitert werden.

Neuer Begriffskatalog und  
Definitionen

Doch was genau regelt die Änderungsricht-
linie nun in Bezug auf Green Claims genau 
und welche Werbeaussagen werden zukünf-
tig nicht mehr möglich sein? 

» Die „Umwelt- 
aussage“ als neuer 
Rechtsbegriff mit  
verschiedenen  
Abstufungen im  
Unlauterkeits-
recht. «
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leistung wird dann anzunehmen sein, wenn 
die betreffende Leistung die Voraussetzun-
gen der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 über 
das EU-Umweltzeichen erfüllt oder mit nati-
onalen oder regionalen Umweltkennzeichen-
regelungen nach EN ISO 14024 Typ I, die in 
den Mitgliedstaaten offiziell anerkannt sind, 
im Einklang steht (z. B. der Blaue Engel in 
Deutschland, der Nordische Schwan in  
Skandinavien oder das Österreichische Um-
weltzeichen [9]) oder aber eine Umwelt-
höchstleistung nach anderem geltenden  
Unionsrecht darstellt. 

Erweiterung des Anhangs der  
UGP-Richtlinie

Neben den Artikeln der UGP-Richtlinie er-
fährt auch dessen Anhang  I dahingehend 
grüne Ergänzungen, dass vier zentrale neue 
Irreführungstatbestände aufgenommen wer-
den. Irreführend ist nach dem Anhang  
Abs. 1 und 2 der Änderungsrichtlinie zukünf-
tig:
•	 das Anbringen eines Nachhaltigkeitssie-

gels, das nicht auf einem Zertifizierungs-
system beruht oder von staatlichen Stel-
len festgesetzt wurde

•	 das Treffen einer allgemeinen Umwelt-
aussage, bei der der Gewerbetreibende 
für die anerkannte hervorragende Um-
weltleistung, auf die sich die Aussage  
bezieht, keine Nachweise erbringen  
kann

•	 das Treffen einer Umweltaussage zum ge-
samten Produkt oder das gesamte Ge-
schäft des Händlers, wenn sie sich tat-
sächlich nur auf einen bestimmten 
Aspekt des Produkts oder eine be-
stimmte Tätigkeit des Gewerbetreiben-
den bezieht

•	 das Treffen einer Aussage, die sich auf der 
Kompensation von Treibhausgasemissio-
nen begründet und wonach ein Produkt 
hinsichtlich der Treibhausgasemissionen 
neutrale, verringerte oder positive Auswir-
kungen auf die Umwelt hat [10] 

Erwägungsgründe der  
Änderungsrichtlinie

Die Änderungsrichtlinie gliedert sich als 
Rechtsakt allgemein in zwei Bestandteile 
auf: die Erwägungsgründe der Richtlinie und 
die konkreten Regelungen der Artikel 1 bis 
6 und den anschließenden Anhang. Auch 
wenn die Musik in den neu geschaffenen 
Rechtsnormen spielt, darf der erste Teil der 
Richtlinie nicht außer Acht gelassen werden. 
Erwägungsgründe, bei der Änderungsricht-
linie 42 an der Zahl, geben dem Leser und 
Rechtsanwender Aufschluss über die Ziel-
richtung und Hintergründe des Rechtsset-
zungsvorhabens [11]. 

Diese Motive und Beweggründe des Eu-
ropäischen Gesetzgebers bei der Konzep-
tion und dem Entwurf der Änderungsrichtli-
nie sind bei der Auslegung der Richtlinie 
stets heranzuziehen und besonders der Er-
wägungsgrund Nr. 9 bietet eine nützliche 
Hilfestellung bei der Frage, welche Aussa-
gen mit dem Begriff „allgemeine Umwelt-
aussage“ gemeint sein können. 

Wird aber eine solche allgemeine Umwelt-
aussage klar und deutlich auf demselben Me-
dium, also innerhalb desselben Werbespots, 
auf der Produktverpackung oder im Online-
Angebot und anderen näher spezifiziert und 
erklärt, so soll diese Spezifizierung aus der 
„allgemeinen Umweltaussage“ eine Umwelt-
aussage im Sinne des Art. 1 Nr. 1 lit. o) der 
Änderungsrichtlinie werden lassen. 

Die Auflistung im Erwägungsgrund Nr. 9 
ist aber nicht abschließend formuliert und 
der europäische Gesetzgeber betont, dass 
ähnlich gestrickte Werbeaussagen ebenfalls 
unter den Begriff der allgemeinen Umwelt-
aussagen zu fassen sind. Sogar weniger 
greifbare Claims sollen, sofern ein Bezug – 
sei es auch nur unterschwellig – zu hervor-
ragenden Umweltleistungen kommuniziert 
wird, darunterfallen: 

Beispiele für allgemeine 
Umweltaussagen
„umweltfreundlich“,  
„umweltschonend“, 
„grün“, „naturfreundlich“, 
„ökologisch“, „umwelt- 
gerecht“, „klimafreund-
lich“, „umweltverträglich“, 
„CO2-freundlich“,  
„energieeffizient“  
„biologisch abbaubar“, 
„biobasiert“ 
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§ 3 Abs. 3 UWG, wird um weitere stets un-
zulässige Handlungen ergänzt. 

Die zukünftigen Änderungen der UGP-
Richtlinie und des UWG durch die Änderungs-
richtlinie dürfen aber nicht darüber hinweg-
täuschen, dass bereits jetzt Greenwashing 
mit den Waffen des UWG, wie beispielsweise 
dem Rechtsbruchtatbestand nach § 3a UWG 
oder den Irreführungsverboten gemäß §§ 5, 
5a UWG, angegriffen werden kann. Aktuell 
bewegen sich Unternehmen, die mit grünen 
Werbe- und Umweltaussagen werben, nicht 
in einem rechtsfreien Raum, wie an einer 
Reihe von Gerichtsentscheidungen zu sehen 
ist. So urteilte das Oberlandesgericht Düs-
seldorf, dass bei der Bewerbung eines Le-
bensmittels mit dessen Klimaneutralität  
darüber aufgeklärt werden muss, ob die be-
hauptete Klimaneutralität ganz oder teilweise 
durch Einsparungen beziehungsweise durch 
Kompensationsmaßnahmen erreicht wird 
[12]. Der Bundesgerichtshof befasst sich ge-
genwärtig ebenfalls mit dem Thema der Um-
weltaussagen und wird am 18.04.2024 in  
Sachen I ZR 98/23 darüber verhandeln, un-
ter welchen Voraussetzungen die Werbung 
mit dem Begriff „klimaneutral“ zulässig ist 
[13]. 

Welche grünen Werbe- 
aussagen sind künftig zulässig? 

Grundsätzlich empfiehlt es sich, unter-
schwellige Umweltaussagen sowie lediglich 
mit Kompensationszahlungen begründete 
Werbeclaims aus der eigenen Werbekom-
munikation zu entfernen. 

Der europäische Gesetzgeber betont im 
Erwägungsgrund Nr. 12 außerdem, dass es 
ihm ein wichtiges Anliegen ist, Umweltaus-
sagen, die sich lediglich auf Kompensations-
leistungen in Bezug auf Treibhausemissio-
nen stützen und dadurch Verbraucher 
irreführen, zu verbieten. Ins Visier sind vor 
allem Aussagen wie „klimaneutral“, „CO2-
neutral zertifiziert“, „kohlenstoffpositiv“, 
„klimaneutral“, „klimakompensiert“, „redu-
zierte Klimaauswirkungen“, „begrenzter 
CO2-Fußabdruck“ geraten, die in vielen Fäl-
len nur mit Kompensationszahlungen be-
gründet werden. Solche Umweltaussagen 
sind zukünftig nur dann zulässig, wenn sie 
sich auf die nachweisbaren tatsächlichen 
Auswirkungen des betreffenden Produkts 
während seines Lebenszyklus gründen.

Auswirkungen der Änderungs-
richtlinie auf nationales Recht 

Da die Änderungsrichtlinie nicht auf kon-
krete Produktkategorien beschränkt formu-
liert wurde, betreffen ihre Regelungen sämt-
liche Bereiche des Wettbewerbs. Die 
Änderungsrichtlinie wird über die UGP-
Richtlinie als Mittelsmann in nationale Ge-
setze umzusetzen sein. Die UGP-Richtlinie, 
die bereits eine Reihe von unlauteren Ge-
schäftspraktiken definiert, wurde durch das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) in deutsches Recht umgesetzt und 
eingegliedert. Die Irreführungstatbestände 
der §§ 5, 5a UWG werden durch die Ände-
rungsrichtlinie erweitert und auch die soge-
nannte „Schwarze Liste“, der Anhang zu  

Verboten Erlaubt
„Wir sind ein CO2-positives Unternehmen.“ „Unsere Milch ist bio.“ (wenn die Voraussetzungen der VO (EU) 2018/848 eingehalten 

werden)
„Verantwortungsbewusste Verpackung“ „Die Verpackung ist im Falle der Eigenkompostierung innerhalb von drei Monaten bio-

logisch abbaubar.“
„Grüne Schokolade“ „Tierwohl durch ökologische Landwirtschaft“ (wenn die Voraussetzungen der VO (EU) 

2018/848 eingehalten werden und der Zusammenhang zwischen dem Tierwohl und 
der ökologischen Landwirtschaft nachgewiesen werden kann)

„Klimaneutrales Fleisch“ (Claim nur mit  
Kompensationsleistungen begründet)

„CO2-Emissionen bei der Produktion dieses Fruchtaufstrichs um 20 % reduziert seit 
2022“ (dieser Claim muss aber nachweisbar und entsprechend belegt sein)

» Auswirkungen  
der Änderungsricht- 
linie auf das Unlauter-
keitsrecht und die 
konkrete Umwelt- 
kommunikation. «



DLR | April 2024
 «

»  Thema des Monats  143

Wechselwirkung zu der Öko-VO 
Produkte mit hervorragender  
Umweltleistung

Zum Schutz der Verbraucher sind nur noch 
solche Umweltaussagen erlaubt, die auch 
transparent und verifizierbar sind. Allge-
meine Umweltaussagen wie zum Beispiel 
„umweltfreundlich“, „ökologisch“ oder „bio-
basiert“ können zukünftig aber dann weiter 
von einem Gewerbetreibenden genutzt wer-
den, wenn die Voraussetzungen für eine „an-
erkannte hervorragende Umweltleistung“ 
nach Artikel 1 Nr. 1 lit. s) der Änderungs-
richtlinie vorliegen und diese auch nachge-
wiesen werden können. 

Kennzeichnung von biologischen/
ökologischen Produkten

Das Ziel der biologischen Produktion von Le-
bensmitteln ist seit jeher eine ressourcen-
schonende und umweltfreundliche Form der 
Landnutzung und Lebensmittelverarbeitung.
Im Rahmen der EU-Öko-Verordnung  (EU) 
2018/848  werden Produktionsregeln für 
den Pflanzenbau, die Tierhaltung, die Verar-
beitung sowie den Import von Erzeugnissen 
landwirtschaftlichen Ursprungs vorgegeben. 
Die Einhaltung dieser Produktionsstandards 
wird über die gesamte Wertschöpfungskette 
hinweg mindestens jährlich durch die zuge-
lassenen Öko-Kontrollstellen verifiziert. Pro-
duzenten von biologischen Lebensmitteln 
müssen mindestens diese Produktionsregeln 
einhalten, damit auf einem Produkt nach   
Art. 30 Abs. 1 der Öko-Verordnung in Verbin-
dung mit dem Anhang IV eine Kennzeichnung 
mit Begriffen wie „ökologisch“, „biologisch“ 
sowie anderen davon abgeleiteten Begriffen 
erfolgen darf. Zudem dürfen diese Produkte 
mit dem europäischen Bio-Logo (vgl. nach-
folgende Abbildung [14]) ausgezeichnet wer-
den. Für vorverpackte Produkte ist gemäß 
Art. 32 Abs. 1 lit. b) und Art. 33 in Verbin-
dung mit Anhang V der Verordnung (EU) 
2018/848 die Verwendung des EU-Bio-Lo-
gos mithin sogar verpflichtend vorgeschrie-
ben [15]. 

 Europäisches Bio-Logo [14]

Zukünftige Umweltkommunikation 
über Bio-Lebensmittel 

Da mit der Kennzeichnung eines Produktes 
als „ökologisch“ oder „bio“ automatisch 
auch eine Aussage über die Umweltleistung 
des Produktes getroffen wird, bestehen un-
mittelbare Wechselwirkungen zwischen der 
Änderungsrichtlinie und der EU-Öko-Verord-
nung und es ist von besonderer Bedeutung, 
wie sich die Regelungen der Änderungsricht-
linie auf die Kennzeichnung von Bio-Produk-
ten auswirken werden.

Es steht fest, dass, sobald eine Kennzeich-
nungspflicht für ein biologisches Produkt 
vorliegt, der Begriff der Umweltaussage im 
Sinne der Änderungsrichtlinie keine Anwen-
dung mehr findet, da dieser sich nach Art. 1 
Nr. 1 lit. o) ausschließlich auf freiwillige Um-
weltaussagen bezieht. Bio-Lebensmittel, die 
mit dem EU-Bio-Siegel ausgezeichnet wer-
den, sind auf Grundlage von Artikel 1 Nr. 1 
lit. s) der Änderungsrichtlinie, unter Zugrun-
delegung des Gedankens im Erwägungs-
grund Nr. 10 des Richtlinienentwurfes als 
Produkte mit einer anerkannten, hervorra-
genden Umweltleistung anzusehen [16].

Dies lässt den Schluss zu, dass Bio-Le-
bensmittel, die unter Einhaltung aller ökolo-
gischen Produktionsvorschriften gemäß der 
Bio-Verordnung 2018/848 hergestellt wur-
den, und die verpflichtet sind, das EU-Bio-
Siegel zu tragen, mit Begriffen wie „öko“, 
„ökologisch“, „biobasiert“ oder „umwelt-
schonend“ gekennzeichnet werden könn-
ten. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass 
sich die getätigte, allgemeine Umweltaus-
sage, für den Verbraucher deutlich erkenn-
bar, ausschließlich auf den Produktteil be-

» Privilegierung von 
Bio-Lebensmitteln «

» Die anstehende 
Green-Claims-Richt- 
linie soll den Werk-
zeugkasten zur wis-
senschaftlichen 
Verifizierung von Um-
weltaussagen liefern. 
Weitere Regelungen 
folgen durch die  
anstehende Green-
Claims-Richtlinie. «
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Am Horizont zeichnet sich jedoch schon 
eine weitere Richtlinie ab: die am 22. März 
2023 als Entwurf veröffentlichte Richtlinie 
(COM (2023) 166 final) zur Substantiierung 
und Kommunikation umweltbezogener Aus-
sagen (im Folgenden Green-Claims-Richt-
linie genannt). Durch die Green-Claims-
Richtlinie sollen Umweltaussagen und 
Umweltzeichensysteme zugelassen werden 
können, wenn deren Umweltleistung an-
hand festgeschriebener Regeln und Metho-
den wissenschaftlich substantiiert werden 
kann [17].

Auch wenn noch nicht genau feststeht, 
wann mit der Umsetzung der Änderungs-
richtlinie in nationales Recht zu rechnen ist 
und welche Folgen die Green-Claims-Richt-
linie auf die Umweltkommunikation haben 
wird, so ist bereits jetzt die Werbung mit Um-

zieht, der auch tatsächlich die beworbene 
hervorragende Umweltleistung im Sinne der 
EU-Öko-Verordnung erbringt [16].

Kritzmöllers Warenwelt

Urban Myths
Wohl jedes Land hat seine innig überhöhten Identitäts- 
insignien. In der Schweiz zählen hierzu zweifelsohne Kühe 
und Berge. Während die Autoren um Diener & de Meuron 
in ihrem „Städtebaulichen Portrait der Schweiz“ rund die 
Hälfte der Landesfläche als „alpine Brache“ klassifizierten, 
treibt die Alpenromantik gerade im urbanen Raum umso 
schillerndere Blüten.

Dass während der Skisaison statistisch alle zwei Minuten eine Person beim Wintersport verunglückt, bremst die Begeis-
terung ebenso wenig wie die Tatsache, dass Toblerone Schokolade längst nicht mehr in Helvetien produziert wird (und da-
mit auch nicht mehr das Matterhorn zeigen darf).
Auf den Gipfel treibt Swissmilk die Alpinophilie mit Weidekühen inmitten der schneebedeckten Hochalpen: „Echt stark, 
unsere Kühe können auch im Winter regelmäßig raus.“ Trotzdem: Die dabei bestehenden Logistikprobleme (Wie kommt 
das Tier auf den Berg und die Milch wieder herunter?) „schleckt keine Geiß – respektive Kuh – weg“.*
(*dt.: „sind nicht zu leugnen“)

PD Dr. Monika Kritzmöller
	 Forschungs- und Beratungsinstitut
	 Trends + Positionen
	 www.kritzmoeller.ch

mail@kritzmoeller.ch

Meldung
	� Kennzeichnung von pflanzlichen Fleisch- 

alternativen in Österreich
Als Bestandteil des Österreichischen Lebensmittelbuches, dem Codex 
Alimentarius Austriacus, wurde im Dezember 2023 eine Leitlinie über 
die täuschungsfreie Aufmachung von pflanzlichen, veganen und vege-
tarischen Fleischalternativen veröffentlicht. Sie wurde als Anhang 11 
im Kapitel A 5 des Codex ergänzt und ist entsprechend anderer Codex-
Regelungen rechtlich nicht bindend. Neben möglichen Bezeichnungen 
pflanzlicher Ersatzprodukte sowie damit verbundener Produktcharakte-
ristiken widmet sich die Leitlinie abschließend dem Thema freiwilliger 
Fantasiebezeichnungen. Danach können Bezeichnungen mit Hinweisen 
auf ihre alternative Zusammensetzung wie „vegetarischer Lax“, „vege-
tarischer Thun-Visch“ oder „veganes Wie’n Schnitzel“ zulässig sein.

(Rempe)
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directive to empower consumers for the 
green transition – Consilium (europa.eu))

[8] 	 Amtsblatt der Europäischen Union:  
Richtlinie (EU) 2024/825 (https://eur-lex.
europa.eu/legal-content/DE/TXT/ 
?uri=CELEX:32024L0825

[9] 	 Umweltbundesamt zu Umweltzeichen  
(https://www.umweltbundesamt.de/ 
themen/chemikalien/wasch- 
reinigungsmittel/umweltzeichen# 
branchenspezifische-umweltzeichen) 

[10] 	https://eur-lex.europa.eu/legal-content/
DE/TXT/?uri=CELEX:32024L0825

[11] 	Wegener in Calliess/Ruffert/Wegener,  
6. Aufl. 2022, EU-Vertrag (Lissabon)  
Art. 19 Rn. 32

[12] 	OLG Düsseldorf, Urteil vom 06.07.2023 – 
20 U 152/22, Rn. 51 

[13] 	Bundesgerichtshof Pressestelle (Der Bun-
desgerichtshof – Presse : Terminhinweise 
– Verhandlungstermin am 18. April 2024 
um 10:00 Uhr in Sachen I ZR 98/23 (Zu-
lässigkeit der Werbung mit dem Begriff  
„klimaneutral“))

[14] 	Europäische Kommission: EU-Bio-Logo 
(https://agriculture.ec.europa.eu/ 
farming/organic-farming/organic-logo_
de)

[15] 	Europäische Kommission: Wann ist  
das Bio-Logo zu verwenden  
(https://agriculture.ec.europa.eu/ 
farming/organic-farming/organic-logo_
de#wann-ist-das-bio-logo-zu-verwenden)

[16] 	Scharl L et al. (2024): Kurzdarstellung des 
Rechtsgutachtens zum „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Begründung aus-
drücklicher Umweltaussagen und die dies-
bezügliche Kommunikation“ (Richtlinie 
über Umweltaussagen) und zum „Vor-
schlag für eine Richtlinie des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur  
Änderung der Richtlinien 2005/29/EG 
und 2011/83/EU hinsichtlich der Stär-
kung der Verbraucher für den ökologi-
schen Wandel durch besseren Schutz  
gegen unlautere Praktiken und bessere  
Informationen“ (https://www.aoel.org/
wp-content/uploads/2024/01/ 
Kurzdarstellung-Rechtsgutachten-zum- 
Entwurf-der-Green-Claims-Directive.pdf)

[17] 	Erwägungsgrund Nr. (8) und (20) des  
Entwurfs der Green-Claims-Richtlinie  
(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/
DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52023 
PC0166)�  

weltaussagen nicht uneingeschränkt zuläs-
sig. Um Abmahnungen durch Mitbewerber 
oder Wirtschaftsverbände zuvorzukommen, 
empfiehlt es sich, als Unternehmen eine 
Green-Claims-Inventur vorzunehmen, jeden 
Claim genau unter die Lupe zu nehmen und 
die Begründung der Werbeaussagen nach-
zuprüfen. Umweltaussagen, die unspezifisch 
formuliert oder gestaltet sind oder keine 
nachweisbare Grundlage aufweisen, sollten 
aus der eigenen Werbung entfernt werden. 
Der Europäische Gesetzgeber gibt eine klare 
Richtung vor und die Zeit der grünen Verpa-
ckungen neigt sich dem Ende. 
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